
In der vergangenen Fuß-
ballsaison gab es in den
Stadien und auf den

Sportplätzen 324 Verstöße
gegen das Pyrotechnikge-
setz“, sagte Innenministerin
Dr. Maria Fekter. 

„Ziel ist es, mit der Ge-
setzesnovelle zeitgemäße
und EU-konforme pyrotech-
nikrechtliche Regelungen zu
schaffen und den vorbeu-
genden Rechtsschutz bei
Fußballsportveranstaltungen
weiter zu verbessern.“ Das
derzeit geltende Pyrotech-
nikgesetz stammt aus dem
Jahr 1974. 

Erforderlich war die
Neugestaltung aufgrund der
geänderten Verhältnisse in
der Praxis und der bis 4.
Jänner 2010 umzusetzenden
Richtlinie 2007/23/EG des
Europäischen Parlaments
und des Rates vom 23. Mai

2007 über das Inverkehr-
bringen pyrotechnischer Ge-
genstände. Das Pyrotechnik-
gesetz 2010 wird am 4. Jän-
ner 2010 in Kraft treten.
Vor allem Fußballverbände
haben damit eine gesetzli-
che Handhabe, um Gefahren
bei Fußballspielen verhin-
dern und kontrollieren zu
können. Zum Schutz der
körperlichen Sicherheit der
Stadionbesucher sind
zukünftig der Besitz und die
Verwendung sämtlicher py-
rotechnischer Gegenstände
und Sätze in sachlichem,
örtlichem und zeitlichem
Zusammenhang mit einer
Fußballsportveranstaltung
verboten. 

„Bengalische Feuer“. Be-
troffen von der Neukodifika-
tion sind nicht nur pyrotech-
nische Gegenstände mit

Knalleffekten, sondern alle
Erzeugnisse, die chemische
Stoffe beinhalten und Bewe-
gungs-, Licht-, Rauch- Ne-
bel-, Druck- oder Reizwir-
kungen hervorrufen. Davon
erfasst werden daher auch
die derzeit häufig verwende-
ten „bengalischen Feuer“,
deren Gefährdungspotenzial
der Entschärfungsdienst des
Innenministeriums testete. 

Bengalische Feuer erzeu-
gen hohe Abbrandtempera-
turen um die 2.000 Grad, die
zu schweren Verbrennungen
führen können. Sie erzeugen
heiße Schlacke (bei Fackeln
meistens tropfend), die nach
dem Abbrennen noch lange
heiß bleibt. Auch das heiße
Kartongehäuse stellt eine
Gefährdung dar. Ausge-
brannte Hülsen werden im
Stadion oftmals zu Boden
fallen gelassen. Durch ein

„Wegkicken“ könnten diese
heißen Gegenstände unkon-
trolliert in die Zuschauer-
menge gelangen und zu er-
heblichen Verletzungen
führen. „Bengalische Feuer“
erzeugen ein grelles Licht,
das Menschen blenden kann.
In Verbindung mit dem in-
tensiven Rauch, der durch
„bengalische Feuer“ entsteht,
kann es zu Sichtbehinderun-
gen innerhalb von Men-
schenmengen (etwa am Sta-
dionrang) kommen, welche
eine Panik auslösen können. 

Im Pyrotechnikgesetz
2010 werden Besitz, Ver-
wendung, Überlassung und
Inverkehrbringen pyrotech-
nischer Gegenstände und
Sätze sowie das Böller-
schießen geregelt. Pyrotech-
nische Gegenstände werden
in drei Gruppen unterteilt:

80 ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 11-12/09

PYROT ECHN IKR ECHT

FO
T

O
: E

G
O

N
W

E
IS

SH
E

IM
E

R

Angehörige einer Polizei-Einsatzeinheit bei einer Übung: Bengalische Feuer erzeugen hohe Abbrandtemperaturen um die 2.000
Grad, die zu schweren Verbrennungen führen können.

Praxisgerechte Regelung 
Das Pyrotechnikrecht wurde den geänderten Verhältnissen in der Praxis angepasst. Fußballverbände

können nun im Rahmen des Hausrechts wirksame Maßnahmen setzen, um Gefahren bei Fußballspielen
zu verhindern und zu kontrollieren.



Feuerwerkskörper (F), pyro-
technische Gegenstände für
Bühne und Theater (T) so-
wie sonstige pyrotechnische
Gegenstände (P). Für pyro-
technische Sätze ist eine ei-
gene Gruppe (S) vorgese-
hen. Feuerwerkskörper ge-
hören je nach Verwendungs-
art oder ihrem Zweck und
dem Grad ihrer Gefährlich-
keit den Kategorien F1 bis
F4, pyrotechnische Gegen-
stände für Bühne und Thea-
ter den Kategorien T1 bis
T2, sonstige pyrotechnische
Gegenstände den Kategorien
P1 bis P2 und lose pyrotech-
nische Sätze den Kategorien
S1 bis S2 an. 

Beim Böllerschießen
wurden keine Änderungen
gegenüber der Rechtslage
nach dem Pyrotechnikgesetz
1974 vorgenommen; es wur-
de jedoch eine klarstellende
Bestimmung über das Pran-
gerschießen und die Ver-
wendung von Sicherheits-
böllern im Gesetz verankert. 

Besitz und Verwendung
von pyrotechnischen Gegen-
ständen und Sätzen, die als
„gefährlich“ klassifiziert
sind, sind nur mehr Perso-
nen mit kategorien- bzw. ge-
genstandsbezogener Sach-
kunde bzw. Fachkenntnis er-
laubt. Dem Nachweis des
für eine konkrete Kategorie
vorgeschriebenen Alters, der
erforderlichen Sachkunde
bzw. Fachkenntnis sowie der
pyrotechnikrechtlichen Ver-
lässlichkeit dient ein eigener
Pyrotechnik-Ausweis. Die-
ser ist bei Ansuchen um Er-
teilung einer Besitz- und
Verwendungsbewilligung
den Behörden vorzuweisen. 

Besitz und Verwendung
gefährlicher Pyrotechnik be-
dürfen einer behördlichen
(Einzelfall-) Bewilligung,
die zur Vermeidung von Ge-
fährdungen unter Auflagen,
Bedingungen und Befristun-
gen erteilt werden kann. Ju-
ristische Personen und ein-
getragene Personengesell-
schaften, die solche pyro-

technischen Gegenstände
oder Sätze besitzen und ver-
wenden wollen, müssen bei
Antragstellung einen pyro-
technikrechtlichen Verant-
wortlichen bekannt geben.
Nicht und minder gefährli-
che Erzeugnisse dürfen von
natürlichen Personen ab Er-
reichen der festgelegten Al-
tersgrenze, von juristischen
Personen und eingetragenen
Personengesellschaften ab
dem Zeitpunkt ihrer rechtli-
chen Existenz frei besessen
und verwendet werden. Per-
sonen, die pyrotechnische
Gegenstände oder Sätze
überlassen, haben das Vor-
liegen der jeweiligen Besitz-
voraussetzungen (Alter bzw.
Vorliegen einer Besitz- und
Verwendungsbewilligung)
zu prüfen. 

Die zur Vollziehung zu-
ständigen Behörden und ihre
Organe werden ermächtigt,
Bewilligungen zu überprü-
fen, diese bei Hervorkom-
men bestimmter Umstände
zu entziehen und Durchsu-
chungen durchzuführen bei
konkreten Hinweisen auf
Gesetzesübertretungen.

Strafbestimmungen. Be-
stimmte Verstöße gegen das
Pyrotechnikgesetz werden,
sofern der Tatbestand nicht
eine in die Zuständigkeit der
Gerichte fallende strafbare
Handlung bildet, mit einer
Verwaltungsstrafe geahndet.
Die Geldstrafe beträgt bei
verbotenem Inverkehrbrin-
gen und damit in Zusam-
menhang stehenden Hand-
lungen bis zu 10.000 Euro,
bei der verbotenen Verwen-
dung von Pyrotechnik in
Fußballstadien von 365 bis
zu 4.360 Euro und bei Miss-
achtung sonstiger Bestim-
mungen bis zu 3.600 Euro.
Der Versuch ist strafbar.

Pyrotechnische Gegen-
stände und Sätze sowie für
das Böllerschießen bestimm-
ter Schießbedarf können bei
strafbarem Verhalten von
der Behörde für verfallen er-
klärt werden.
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